[Name und Adresse der Absender_innen]

[Name des_der Abgeordneten], MdB

Deutscher Bundestag
Platz der Republik 1
11011 Berlin 

Sehr geehrte/r Frau/Herr [Name des_der Abgeordneten],

wir haben eine dringende Forderung an Sie: 
Stimmen Sie gegen den Entwurf des sogenannten Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes!
Wir möchten im Folgenden erläutern, wieso uns diese Forderung ungemein wichtig und auch legitim erscheint:
· Der Gesetzesentwurf ist eine Täuschung der Öffentlichkeit, weil er die Liste sicherer Herkunftsstaaten auf alle Westbalkanländer erweitert und vorgibt, der Anstieg der Zahl der Schutzsuchenden sei maßgeblich auf Menschen aus diesen Ländern zurückzuführen. Das ist nicht der Fall. Vom 1. bis 27. September waren gerade mal 7,1 Prozent der registrierten Asylsuchenden Menschen aus den Westbalkanstaaten, während 73,6 % aus Syrien, dem Irak und Afghanistan kamen.
 Mit der Einstufung als „sicherer Herkunftsstaat“ wird die Bearbeitungszeit eines Asylantrags um kaum mehr als zehn Minuten verkürzt. Weit mehr als der Effekt der Beschleunigung wird damit erreicht, dass die Prüfung von Asylanträgen aus diesen Ländern noch oberflächlicher wird. Das kann nur zur Folge haben, dass die Bedrohung von Würde, Leib und Leben der aus den Balkanländern fliehenden Roma als Asylgrund umso weniger anerkannt wird, obwohl diese nachweislich und massiv davon betroffen sind.

· Der Gesetzesentwurf ist auch in anderer Hinsicht eine Täuschung. Angeblich soll damit das Ziel erreicht werden, die „Belastungen“ der Länder und Kommunen mit dem starken Anstieg der Zahl der Schutzsuchenden zu verringern, sprich: die Zahl der aufzunehmenden Flüchtlinge zu reduzieren. Und vorgeblich soll dies geschehen, indem die Asylverfahren beschleunigt werden. Der vorliegende Gesetzesentwurf trägt jedoch nicht zu einer Entbürokratisierung der Verfahren bei, im Gegenteil. Statt die Verfahren zu vereinfachen, wird sich die Krise der Unterbringung weiter verschärfen. Die ohnehin völlig überbelegten und menschenunwürdigen Erstaufnahmeeinrichtungen sollen in Abschiebelager verwandelt werden, in denen Flüchtlinge noch länger als bisher zusammengepfercht werden – im Regelfall sechs Monate, bei Flüchtlingen aus Westbalkanstaaten sogar zeitlich unbegrenzt, bis zu ihrer Abschiebung. Eine Entspannung der Unterbringungssituation würde gerade das Gegenteil erfordern, nämlich die Verkürzung der verlorenen Zeit des Wartens in den Erstaufnahmelagern, die allein durch bürokratische Starrheiten bedingt ist.

· Auch das dritte Grundelement des Gesetzesentwurfs wird nicht zur Entspannung der Lage beitragen. Der Gesetzesentwurf gibt vor, „Fehlanreize“ für „ungerechtfertigte“ Asylanträge zu beseitigen. Hinter dem Unwort „Fehlanreize beseitigen“ verbirgt sich nichts anderes als die Rückkehr zur Politik der Abschreckung, die schon einmal gescheitert ist und nur zur zig-tausenden gebrochenen Menschen geführt hat. So gut wie alle Verbesserungen der Lebenslage von Flüchtlinge der letzten Jahre sollen wieder kassiert werden:

· Jahrelang kämpften Flüchtlinge und ihre Unterstützer_innen in Sachsen-Anhalt und bundesweit gegen das „Sachleistungsprinzip“, bis es im März dieses Jahres nur noch in eingeschränkter Form für die Erstaufnahmeeinrichtungen galt. Mit dem Gesetzesentwurf soll sogar das Taschengeld durch Seife und Fahrscheinantragsformulare ersetzt werden. Auch in Gemeinschaftsunterkünften soll das zukünftig möglich sein. Dieser Bürokratieaufbau wird nichts als Leid auf allen Seiten erzeugen.
· Im Jahr 2012 hatte das Bundesverfassungsgericht die verfassungswidrige Absenkung der Beträge des Asylbewerberleistungsgesetzes unter das Niveau eines menschenwürdigen Existenzminimums unmissverständlich aufgehoben. Die zentrale Norm des Grundgesetzes – „Die Menschenwürde ist unantastbar“ – gelte für alle Menschen in Deutschland, nicht nur für jene mit einem sicheren Aufenthaltsstatus, und dürfe migrationspolitisch nicht relativiert werden. Doch genau das tut der Gesetzesentwurf: Um eine Gruppe der Flüchtlinge – diejenigen mit „schlechter Bleibeperspektive“ – abzuschrecken und zu vergrämen, sollen die Sachleistungen auf das bloße physische Existenzminimum – Kantinenessen und Seife und Schluss – herabgesetzt werden. Und das nicht nur in den Abschiebelagern, auch für so gut wie alle Geduldeten in den Gemeinschaftsunterkünften. Es ist für uns zutiefst verstörend, überhaupt betonen zu müssen, dass bloßes Überleben noch kein menschenwürdiges Leben ist. Die Bundesregierung bewegt sich hier auf dem Pfad eines offenen Verfassungsbruchs. Allein deshalb muss der Gesetzesentwurf gestoppt werden.
· Die „Residenzpflicht“ wird mit dem längeren und teilweise unbegrenzten Zwangsaufenthalt in den Erstaufnahmelagern ebenfalls wieder eingeführt und ausgedehnt. Eine derartige Einschränkung der Bewegungsfreiheit von Menschen war zuvor bereits unwürdig und wird es auch im Rahmen dieses Gesetzes bleiben. Das betrifft ebenso das Arbeitsverbot, das erst in diesem Jahr gelockert worden war.

· Man muss kein Prophet sein, um sich vorzustellen, wohin die Gesetzesänderungen führen werden. Eine Vorstellung davon, was mit den geplanten Gesetzesänderungen auf Flüchtlinge zukommt, geben die überfüllten Zeltlager und Turnhallen. Statt diesen menschenunwürdigen Zustand schnellstmöglich zu überwinden, wird er in einen Dauerzustand verwandelt, vor allem, aber nicht nur, für Flüchtlinge aus Westbalkanstaaten. Noch einmal in aller Deutlichkeit: Es soll Dauerzustand werden, dass Menschen in Massenlagern zusammengepfercht werden, ohne Privatsphäre, reduziert auf bloßes Überleben, gehindert an freier Bewegung, ohne Möglichkeiten, zu arbeiten oder die Sprache zu erlernen. Konflikte der Flüchtlinge untereinander werden angesichts dieser Verhältnisse unweigerlich zunehmen, was für sie den Zustand noch weniger erträglich machen wird und der Stigmatisierung als „gewalttätige Wirtschaftsflüchtlinge“ Vorschub leisten wird. Damit wird Öl ins Feuer der rassistischen, neonazistischen und völkisch-nationalistischen Parteien und Bewegungen gegossen, wird die Zahl der Gewalttaten gegen Unterkünfte und Flüchtlinge selbst in die Höhe schnellen und wird die Hilfsbereitschaft aus anderen Teilen der Bevölkerung untergraben.

· Für uns alle, als Menschen, ist es eine menschliche Pflicht und in der Tat das größte Glück, Menschen in Not zu unterstützen und freundlich aufzunehmen. Für uns alle, als Menschen, bedeuten die geplanten Gesetzesänderungen allerdings, dass die Bedingungen, unter denen wir sinnvoll und mit Perspektive allen Flüchtlingen Unterstützung zukommen lassen können, zerstört werden.
· Es ist in unseren Augen mit einem humanistisch gebildeten Gewissen nicht vereinbar, dieses Gesetz zu unterstützen. Unserer klare Forderung an Sie als Mandatsträger_in ist es daher: Stimmen Sie gegen den Gesetzesentwurf. Nutzen Sie Ihren Gestaltungsspielraum innerhalb und außerhalb Ihrer Partei, damit Humanismus, Menschenrechte und das Engagement so vieler Ehrenamtlicher nicht mit Füßen getreten werden!

Mit freundlichen Grüßen

[Name der Absender_innen]
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